r 


bend⸗Ausgabe. 


Abonnements⸗Eiuladung. 
Anſere geehrten Leſer, namentlich die 
. wärtigen, bitten wir, das Abon⸗ 
ent auf unſere Zeitung recht bald er⸗ 
denern zu wollen, damit ihnen dieſelbe ohne 
unterbrechung zugeht und wir ſogleich die 
Stärke der Auflage feſtſtellen können. Die 
nichhaltige Fülle des Materia“s, welches 
wir aus den politiſchen Tages⸗ 
kteigniſſen, aus den jetzigen 
intereſſanten Reichs⸗ 
tags und Kammerberichten, 
aus den lokalen und provin⸗ 
ellen Begebniſſen darbieten, unſere 
telegraphiſchen Depeſchen ſind 
5 bekannt, daß wir es uns verſagen 
önnen, zur Empfehlung unſerer Zeitung 
gend etwas zuzufügen. Wir werden auch 
fernerhin den orientaliſchen Angelegenheiten, 
eine ganz beſondere Aufmerkſamkeit widmen. 
ir werden ebenſo für ein ſpannen⸗ 
des und interejjantes Feuil⸗ 
let on ſorgen. 
5 Der Preis der zweimal täglich erſcheinen⸗ 
delt Stettiner Zeitung beträgt außer⸗ 
un auf allen Poſtanſtalten vierteljährlich 
zwei Mark, in Stettin in der 


i : 
Denticher Reichstag. 
26. Sitzung vom 26 Mär, 

8 Praſtdent von Forckenbeck eröffnet die 
| (ung um 10%), Uhr. 
8 Am Tiſche des Bundesraths: v. Bülow, v. 
boigt Rheetz, v. Xylander und einige Regierungs⸗ 
 Nömmifjare, 
Mittelſt Schreiben vom 25. d. Mis. über⸗ 
endet dir Reichskanzler die Protokolle der Enquett⸗ 
kommiſſtonen über die Lage der Leinen, und Baum. 
Dpllen-, ſowie der Etjen-Induftete. Dieſelben wer⸗ 
en an die Mitglieder zur Verthellung gelangen. 
Tagesordnung: 
Jortſezung der Etatsberathungs. f 
1) Bet Kap. 8 der einmaligen Ausgaben be- 
Mage die Budget⸗Kommiſſton: „Zur inneren Ein. 
Hung des Treppenhauſes und der Repräſentations⸗ 
ume der Dienſtwohnung des Staats ſekretärs im 
x Miche Juſthamt ſtatt 60,000 Mark nur 20,000 
Lark zu bewilligen. N 
Abg. Staud y empfiehlt dem Haufe einen 
a ihm geſtellten Antrag zur Annahme, ſtatt der 
ogeſchlagenen 20,000 Mak — 30,000 Mark 
in bewilligen. ' 
. Abg. Windthorft- Meppen unterſtützt die ⸗ 
en Antrag unter der Voraussetzung, daß dle Re⸗ 
dleung eine nochmalige Prüfung des Anſchlages 
| z0 rehmen und den Berfuch machen werde, mit den 
u „000 Mark auszukommen. Es fei dieſer Vor. 
halt nothwendig, weil früher 60,000 Mark für 
kuſelben Zwick gefordert werden ſeien. 
Der Antrag Staudy wird hierauf genehmigt. 
2 2) Die im Etat des auswärtigen Amtes „zum 
nauf und zum Ausbau der Caſſa Zuccari in 
Neu“ geforderten 325,000 Mark btantragt die 
wget⸗Kommiſſion zu ſtretchen. 
. Abg. d. Miller bittet, dieſe für die Kunſt⸗ 
* de ja geringe Summe zu bewilligen. Redner 
It eine Parallele zwiſchen Deutſchland und Frank⸗ 
zu und weiſt nach, daß letzteres für die Ausbil- 
ls junger Künſtler viel mehr thue, als Deutſch 
Nen daß die deutſchen Künſtler mit einem gewiſſen 
d auf ihre ungleich günſtig er geſtellten franzöſi⸗ 
en Kollegen in Rom blickten. Der Reichstag 
ge ja jo viele Millionen für Zerſtörungswerk⸗ 
| ne bewilligt; bewillige man doch einmal eine 
Eine Summe für die ſchaffende Kraft, die ihr zum 
| gen gereichen werde. Unterſtützen Sie, ſchließt 
* 


ner, die erſte Regung der verbündeten Regierun⸗ 

* der Kunſt unter die Arme zu greifen und leh⸗ 

en Sie den Kommiſſtonsantrag ab. 

8 Staatsſekretär v. Bülow unterſtützt den 

dien ſchlag des Abg. von Miller. Bewilligen Sie 
e geringe Summe zum Ankauf der Häujer, da⸗ 


Abonnement für Stetun monatlich 50 Pfennigt, 
mit Trägerlobn 70 Pfennige, auf der Poſt viertelfäbrlich 2 Mart, A 
mit Landbriefträgergeld 2 Mark 50 Pfennige. 


Stettiner } 


| Handile ſich nicht darum, unferen jungen Leuten, die 
zu ihrer Ausbildung nach Rom gehen, ein Heim u 5 
ſchaffen, ſondern um die Errichtung eines Künfler- 
auſes für unfere irchniſch wuchpeüktveie Künstl. c 
zur Vollendung ihrer ür 


Donnerſtag, den 


mit unſere jungen Künſtler, welche die Römerfahrt 
antreten, die Heimath finden, die ſie dort zum 


Nachtheile der Kunſt entbehren und ferner nicht ent⸗ Stelle 


behren können, wenn die Kunſt nicht ernſtlich dar⸗ 
unter leiden ſoll. 

Abg. Dr. Reichenſperger (Erefeld) wi⸗ 
derſpricht der Behauptung des Herrn von Miller, 
daß Deutſchland für die Kunſt nichts thue. Herr 
von Miller möge ſich einmal die Summen anſehen, 
welche die einzelnen Staaten für Muſten und Kunſt⸗ 
Sammlungen verausgaben, er würde ſich dann von 
ſeinem Irrthum überzeugen. Redner iſt der Anficht, 
daß man die Sammlungen unſerer großen Künftler 
auch ohne den Erwerb jenes Grundſtücks aufbewah⸗ 
ren könne. Unſeren deutſchen Künſtlern fehle es 
auch in Deutſchland an großen Vorbildern nicht 
Die geforderte Summe werde überdies nicht einmal 
ausreichen, und habe man einmal a geſagt, dann 
werde man auch b ſagen müſſen, ſonſt würden wir 
uns doppelt blamiren. Durch die Bewilligung binde 
ſich der Reichstag für alle zukünftigen Forderungen 
und von den Künſtlern ſei nicht zu erwarten, daß 
ſie dit innere Ausſtattung des Gebäudes aus ihrer 
eigenen Taſche beſtreiten werden. Der Reichstag 
werde der deulſchen Kunſt einen ſchlechten Dien 
erweiſen, wenn er unſere Künſtler durch ſolche Gelb 
bewilligungen mehr oder weniger veranlaſſen wollte, 
ibre Ausbildung ſtatt in Deutschland in Welſch⸗ 
lend zu ſuchen. Er werde für den Antrag der 
Kommiſſton ſtimmen. 


Abg. Fretherr v. Stauffenberg: Cs 


Ausbildung. Er werde fü 
die Poſition ſtimmen, umjomehr, als es größten 
theils formale Gründe waren, welche die Mehrheit 


27. März 1879. 


teteſſe ſein, überſehen zu können, wie das Sozia⸗ 
Ullengeetz gewirkt hat und welche Preßorgane an 
N der unterdrückten Preß - Erzeugniſſe getre⸗ 
Der General⸗Poſtmeiſter erwidert, 
daß das Poſt⸗Zritungsamt weſentlich im Intereſſe 
der Rellingen hergeſtellt ſei, daß es aber dieſem In⸗ 
berefje wicht entſprechen würde, die Liſten der Auf⸗ 
lagen dee einzelnen Blätter zu veröffentlichen. 
e Zit. 1 der Ausgaben (Gehalt des General- 
Bolmeillers 24,000 Mark) beklagt 


Abg. Kayſer die Art, wie durch Verſetzun⸗ 
gen unt Gehalts⸗Entziehungen der General⸗Poſt⸗ 
eller die ſtaats bürgerlichen Rechte ſeiner untergeord⸗ 
neum Beamten, namentlich das Petitionscecht beein⸗ 
krächlige. Auch das Wahlrecht der Poſtbeamten 
wih von den vorgeſetzten Behörden verkümmert. 
9 tesdener Poſtbeamter iſt in das ſächſiſche Oſt⸗ 

en, die Laufis, verſetzt worden, weil er aus 
ter eine Volksverſammlung beſuchte, in welcher 

sprach. Die verfaſſungsmäßigen Rechte der 
Becmten ſtehen doch höher als die Bequemlichkeit 
dec Kommandirens für den Gentral-Poſtmeiſter. 

Der General-Poſtmeiſter: Der Vor⸗ 
sebtier behauptet unnichtige Thatſachen. Wegen 
Augnoung des Petitions rechtes iſt kein Beamter ver- 
fehl worden. Die Verwaltung iſt gegen diejenigen 
Hennen vorgegangen, welche in feindſeliger Weiſe 
gehen die Regierung agttirt haben. Mehrere Unter 
Inte haben allerdings ſozialdemokratiſche Verſamm⸗ 
alen eſucht, ein Beweis, daß fie nicht jo über⸗ 
f e, wie oft gellagt wird, ſondern daß fie 
een Ihren Autsgeſchäften noch Zeit genug haben, 
Nen gier zu befriedigen. Deshalb iſt aber allein 
Nen N — 
se en ale war. chen onfilge 
des betreffenden Beamten Veranlaſſung dazu. 
een ahlrecht wird kein Beamter beſchränkt. 


1 
N 
B. 


r 


>) 
* 


bestimmt baden, für die Ablehnung der geforderten“ echte 


Summe zu ſtimmen. 
Die Diskuſſton wird geſchloſſen. 


ab. v. Dehr⸗Schmoldow weift darauf 
bin, daß die Kommiſſion einſtimmig erklärt habe, es 


Bei der Abſtimmung wird der Antrag der lige fein Material vor, um auf Grund deſſelben 
Kommifften auf Streichung der Poſition ange- nteige an das Haus zu bringen. Material babe 


nommen. 

3) Bei Kapitel 73, „Verzinſung der Reic 
ſchuld“, beantragt die Kommiſſton in Titel 1 flat 
der in Anſatz gebrachten Summe von 6,0000000 
Mark nur 5,500,000 Mark — in Titel 1a ſtatt 
der angejegten 600,000 Mark nur 500,000 
Mark zu bewilligen. 


Das Haus ſtimmt dem Antrage der Kommiſ - 


on ohne Debatte zu. 

Bet dem Etat für das Münzweſen richtet Abg. 
Graf Balleſtrem an die Vertreter der Regle⸗ 
rungen die Anfrage, weshalb für 
außer Cours geſetzter Münzen, die bekanutlich durch 


die Poſt erfolge, den Poſtbeamten die früher ge⸗“ 


währten Remunerationen für Mehrarbeit nicht mehr 
bewilligt werden. 

Geh. Rath Dr. Michaelis erwidert, daß 
wenn diefe Remuntration ſeit dem Jahre 1876 
nicht mehr ſo reichlich bewilligt worden, dies darin 
feinen Grund habe, weil der Umfang des Elnzle⸗ 
hungsgeſchäfts in den Jahren eine erhebliche Ein⸗ 
ſchränkung erfahren habe. Im Uebrigen ſeien vie 
Anträge der Poſtverwaltung auf Gewährung ſolcher 
Remunerationen jederzeit bewilligt worden. 
die Verluſte anlange, die einzelnen Postbeamten bei 
dem Einzlehungsgeſchäfte erwachſen, jo würde au 
hierfür eine Entſchädigung erfolgen. 

Abg. Dr. Nieger erklärt, daß in der Poſt⸗ 
Kommiſſton diefe Angelegenheit ebenfalls zur Sprache 
gekommen fei, die Poſt⸗Verwaltung habe die Kom⸗ 


miſſions⸗Mitglieder aber auf den Münz⸗Etat ver ü 


wleſen. 0 

General⸗Poſtmeiſter Dr. Stephan beftätigt 
die Erklärungen des Regierungs⸗Kommiſſars. Die 
Anträge auf Bewilligung einer Remuneratton könn · 
ten jezt nur noch für einen längeren Zeitraum ge 
ſtellt werden. Er ſetze voraus, daß dieſe Remune⸗ 
rattonen auch künftig mit terjelden Bereitwilligkeit 
bewilligt werden dürften, wie er. 

35 Tit. 10 ii dent E der Zeitungen c. 
3,300,000 Mark) ſpricht 

Abg. B ö HR ie (Walveck) die Bitte aus, 
daß die Poſtverwaltung nach Möglichkeit die Sla⸗ 
tiſtit der Tagespieſſe fördern möge. Nur wenn man 
wiſſe, in welchem Umfange und nach welcher Rich 
tung ſich die Tagespreſſe über das Land verbreite, 
vermöge man ihren Einfluß und ihre Wirkung zu 
beurtheilen. So würde es heute von großem In⸗ 


Einziehung die 


den Abg. Kayſer nicht beigebracht. 

| Abg. Windthorſt: So lange die that⸗ 
chice Begründung nicht beigebracht iſt, daß das 
Paſtions recht der Postbeamten durch die Verwaltung 
vertümmert werde, müſſen wir annehmen, daß das 


nicht geſchehe. 


Die Poſition wird bewilligt. 

Die Regterung fordert im Tit. 6 eine Erhö⸗ 
hung der Gehälter der Poſträthe von 4000 — 5800, 
im Durchſchnltt 4900 Mark, auf 4200-6000, 
im Durchſchnllt 5100 Mark, mit welcher Erhöhung 
fe Kommiſſton einverſtanden it. 

Das Haus genehmigt die höhere Forderung. 
u Die Kommiſſion beantragt, „den Reichskanzler 
AU ersuchen, darauf Bedacht iu nehmen, daß den 
und Telegrappen-Bramten an Sonn- und 
Beten die entſprechende Gonntagsrupe gewährt 
8 N 
I bp. Dr. Lingens wünſcht vor „gewährt“ 
nuf gen, „bez, die nothwendige Zeit der Sonn⸗ 
tagsfeler.“ 
Seh. Oberpoſtrath Mießner: Die Ber- 


FE 


Was waltung ſchränkt den Dienft an den Sonntagen auf 


das nothwendigſte Maß ein. Die Verwaltung ſorgt 


ch letner dafür, daß die des Sonntags beſchäftigten 


Beamten eine Erleichterung an den Wochentagen er⸗ 
fahren; fie ertheilt den für den Genuß des Abend⸗ 
Maple, für Einfegnungen ꝛc. nachgeſuchten Urlaub, 
und zwar nicht auf Koſten der betreffenden Beamten, 
ſondern der Poſtkaſſe. Aus dieſen Gründen kann 
e die Berechtigung des Antrages der Kommiſſton 
nicht anerkennen. 

Ag Lingens befürwortet die Einſchränkung 
des Sonntags dienſtes namentlich im Intereſſe der 
katholiſchen Beamten, denn es ſei für die Katholiken 
die Einhaltung der Sonntagsfeler von viel höherer 

edeutung, als für die Proteſtanten. 

Bei der Abſtimmung wird zunächſt das Amen⸗ 
dement Lingens mit 121 gegen 114 und ſodann 
mit dieſem Amendement die Reſolutton mit 128 
gegen 109 Stimmen angenommen. 

Die Kommijfion beantragt, den Reichskanzler 
zu erſuchen, die Vorſchriften über die Annahme und 

uſtellung von Anwärtern im Telegraphendienſte, 
wonach die Anſtellungsbefähigung für den Tele⸗ 
graphendtenſt nur ausnahmweiſe verliehen werden 
kann, aufzuheben. 


Juferate: Die 4geſpalicne Betitzeile 15 Pfennige 
Redaction, Druck und Verlag von N. Graßmann 
Stettin, Kirchplatz Nr. 3. 


Nr. 146. 


Die Reſolution wird mit großer Maforität an- 
genommen. 

Im Uebrigen wird der Pot, und Telegraphen⸗ 
Etat unverändert genehmigt und! die zu demſelben 
eingegangenen Petitionen durch die gefaßten Beſchlüſſe 
für erledigt erklärt. 

Die Budget⸗Kommiſſion beantragt nach wieder⸗ 
bolter Prüfung, die zur Erwerbung und baulichen 
Inſtandſetzung eines Grundſtücks für das Geſund⸗ 
heitsamt geforderten 312,000 Mark zu be⸗ 
willigen. 5 
Geh. Rath Dr. Finkeln burg proteſtiet 
gegen die bei der früheren Berathung ausgeſprochene 
Behauptung, daß das Geſun dheitsamt in ſeinem 
Laboratorium eine neue Wiſſenſchaft ſchaffen wolle. 
Es handle ſich bei den Verſuchen nicht um wiſſen⸗ 
ſchaftliche Forſchung, ſondern nur um die Anwen- 
dung der Reſultate der Wiſſenſchaft auf die Praxis 
der Hygiene. 

Hierauf wird die Sttzung vertagt. 

Schluß 4% Uhr. 

Nächſte Sitzung: Heute Abend 8 Uhr. 

Tagesordnung: Etat. 


Abendſitzung. 

Präſident von Sorckenbeck eröffnet vor 
ſchwach biſetztem Hauſe vie Sitzung um 81½ Ubr. 

Am Tiſche des Bundcsraths: Staatsminiſter 
Hofmann, D rektor Michaelis u. 4. 

Das Haus ſetzt die Berathung des Reichs⸗ 
haushalisetats fort, und zwar zunächſt den der Po⸗ 
fitton betreffend den Ankauf eines eigenen Grund⸗ 
ſtücks für das Reichsgeſundheitsamt, für welchen 
Zweck 312,000 M. gefordert werden. 


Posten — 3 CEull Denis bie 

Abg. Dr. Mendel erklärt ſich in länger: 
Ausführung gegen das ganze Syſtem, welches vom 
Reichsgeſundheitsamt befolgt wird und nimmt bei 
die er Gelegenheit den Prof. Liebreich gegen An⸗ 
griffe ſeitens der Räthe des Geſundheitsamtes in 
Schutz und erklärt schließlich, gegen die Pofliton Rim- 
men zu wollen. 

Abg. Dr. Zinn erklärt ſich dagegen für die 
Poſitlon und hebt die Schwierigkeiten hervor, welche 
dieſes junge Inſtitut zu überwinden hatte und 
noch hat. 
Nachdem der Beferent v. Benda noch eln⸗ 
mal die Annahme empfohlen, wird die Poſſtion an⸗ 
genommen. 

Es folgen die Einnahmetitel. 

Bei Titel 1 des Bankweſens hat die Kom⸗ 
miſſion beantragt, für den Antheil des Reiches an 
den Reingewlun der Reichsbank ſtatt 1,500,000 N. 
die Summe von 2,100,000 M. einzuſtellen. 

Der Antrag wird angenommen. a 
Aus den Uieberſchüſſen aus früheren Jahren 
werden anſtatt der in Anſatz gebrachten Summe von 
1,050,000 M. die Summe von 1,130,000 M. 
in den Etat geſtellt, ebenſo aus den Zinserſpar⸗ 
niſſen 764,188 M. n 

Aus den Erſparniſſen an den von Frankreich 
für die deutſchen Okkupationstruppen gezahlten Ver⸗ 
pflegungsgeldern werden ſtatt der in Anſatz gebrachten 
4,120,000 M. 4,275,811 M. eingeſtellt gemäß 
den Kommiſſtonsvorſchlägen. ni 

Als neu in den Etat einzuſtellen beantragt dit 
Kommiſſion 598,814 M., als Kapital⸗Ueberſchüſſe 
von den verzinslichen Anlagen der Kriegskoſten -Ent⸗ 
ſchadigung. a 

Der Antrag wird angenommen. 

Es folgt der mündliche Bericht der Budget⸗ 
kommiſſton über den Etat des Reichs invalidenſonds. 
Die Kommiſſton legt einen neuen diesbezüglichen 
Giſetzentwurf, beſtehend aus 3 Paragraphen, vor, 
betreffend die Abänderung der Geſetze vom 23. Fe⸗ 
bruar 1876 und vom 23. Mai 1873, betreffend 
die Verwaltung des Reichs cnvalidenſonds. Nach 8 1 
ſoll ſich die bisher beſtimmte Friſt für die vor dem 
1. November 1875 erworbenen Prioritäts. Ooli⸗ 
gationen deutſcher Elſenbahn⸗Geſellſchaften bis zum 
1. Juli 1885 erſtrecken. Nach 8 2 und 3 jlad 
vom 1. April 1879 ab die bis zer aus dem Elat 
des Penſione fonds gezahlten Penſionen ſowie die 
bisher aus dem Etat für die Militärverwaltung ge⸗ 
zahlten Koſten für die Invalideninſtitute und end⸗ 
lich die Brlaſtung des kalſerlichen Dispoſitionsfonds 
zu Gnaden-Bewilligungen aus dem Reichsinvaliden⸗ 
fond zu zahlen. 

Präſident des Reichs kanzlera mts Hof mann 


win 


bh 


1 


r 


kann vorläufig die Zuſtimmung der verbündeten Re- 
gierungen für Punkt 1 und 3 der Vorſchläge aus⸗ 
ſprechen. 
mit den Lelſtungen für die Invalideninſtitute an⸗ 
langt, ſo möchte er nicht mit Sicherheit die Belaſtung 
des Invalldenfonds in ſolcher Höhe im Namen der 
Reichsregierung gut heißen. 


tathung angenommen. 


Wechſelſtempelſteuer. 
Freitag.) 


b 
Bil 
Entſcheldung maßgebenden Geſichtspunkte. Ich kann 
die Mittheilung noch durch einige Angaben aus 
dem Statut ergänzen. 
dem Protektorat des Kronprinzen. 
Zweck der begründeten Anſtalt iſt angegeben: 
gering bemittelten Klaſſen des deutſchen Volkes, na⸗ 
mentlich dem Arbeiterſtande, Gelegenheit zu geben, 
für die Zeit des Alters Renten und Kapitalien zu 
verſichern. Ferner ſoll die Anſtalt auch andere ge⸗ 
noſſenſchaftliche Altersverſorgungsanſtalten für ein⸗ 
zelne Berufs kreiſe durch Beſchaffung der nothwendi 
gen Rechnungs grundlage und durch Beirat) bel der 
Einrichtung unterſtützen. 
den, wer zu den gering bemittelten Klaſſen gehört 
und feinen Wohnſitz im deutſchen Reiche hat. Zu 
Gunſten tines Aufnahmefähigen kann jeder Andere 
eine Rate oder ein Kavltal verſichern. 
der Kaiſer-Wilbelm- Spende bildet den Galantiefond 
der Anſtalt. 
zur Beſtreltung der Verwaltungskoſten. 
liche Oberaufſicht wird dem preußifchen Mintſter des 
Innern übertragen. Die Organe der Anſtalt ſind 
die Direktion und der Auſſichtsrath. Die Direktion 
beſteht aus einem Direktor, welcher vom Aufſichts⸗ 
rath angeſtellt wird. 
halten, einen zweiten und dritten Direktor, einſt⸗ 
weilen aber einen Subdirektor anzuſtellen 
Aufſichtsrath beſteht aus einem vom Kronprinzen 
ernannten Präfldenten und zehn Mitgliedern, von 


findet nur in Ausnahmefällen ſtatt. 


ringt hrute Näheres über den Plan der „Kaiſer⸗ 


Was die Belaſtung des Imvaltdenfonts 


Das Geſetz wird ohne Debatte in zweiter Be⸗ 


Schluß 10 Uhr. 

Nächſte Sitzung: Donnerſtag 12 Ubr. 
T.-D.: Antrag Schneegaus: Fauſts fandrecht, 
(Dritte Berathung dis Etats 


Deutſchland. 
Berlin, 26. März. Die „Prov.⸗Korr.“ 


m- Spende und über die bei der getroffenen 


Die Stiftung ſteht unter 
Als ſpezieller 
Den 


Mitglied kann nur wer⸗ 


Der Ertrag 


Die Zinſen derſelben dienen zunächſt 
Die ſtaat⸗ 


Dem letzteren bleibt vorbe⸗ 


Der 


denen Preußen zwei, Baiern, Sachſen, Wüctemberg, 
Baven, Heſſen, Mecklenburg ⸗Schwerin, Weimar und 
Oldenburg je einen ernennen. Der Aufſichtsrath 
hat zu beſtimmen, ob und wie die deberſchüſſe zu 
verwenden ind, und zwar entweder zur Verſtärkung 
des Garantiefonds oder zur Gewährung von Divi- 
denden an die Verſicherten oder zur Unterſtützung 
von Verſicherten, die vorzeitig invalid geworden ſind. 


ara EN Nerf eunν = . e. Da. 
pital beträgt fünf Mark. Die Höhe der dadurch 
begründeten Verſicherung hängt von dem Lebensalter 
bei der Einzahlung und bei Zahlung der erſten 
Rente oder des Kapitals ab. Eine Zahlung von 
Rente oder Kapital vor vollendetem 55. Lebens jahre 
Jedes Mit- 
glied kann die Zahlung der Rente oder des Kapi⸗ 
tals bei Beginn ſeines 57. Lebens jahres oder bei 
jedem höheren Alter fordern. Der böchſte Betrag 
der Verſicherung für eine Perſon iſt eine Jahresrente 
von 1000 M. oder ein dem entsprechendes Kapital. 
Jede Einlage kann mit Gmonatlicher Friſt gekündigt 
werden. Als Abfindung für alle Anſprüche erfolgt 
dann die Rückzahlung des eingelegten Betrages nebſt 
2 pCt. Zinſen und Zinſeszins. Auch kann gegen 
Verpfändung der Einlagen ein baares Darlehn bis 
zur Höhe von 90 PCt. der Einlage gegen ½ PCt. 


"monatlicher Zinſen auf hoͤchſtene 12 Monate gewährt 
werden. 


Stettin, 27. Mär. Verwaltungsrath und 


Direktorium der Berlin - Stettiner Elſenbahugeſell⸗ 


NN 


Stat fertiggeſtellt. 


ſchaft haben für die am 3. April 1879 zuſammen⸗ 
tretende außerordentliche General⸗Berſammlung ihren 
Bericht über die mit der Regierung gepflogenen Ber- 
handlungen wegen dauernder Betricbsüberlafjung des 
Berlin -Stettiner Eisenbahn Unternehmens an den 
Die Entgegennahme dieſes Be⸗ 
richts und eventuell die Beſchlußfaſſung über den 
am 8. d. M. feſtgeſtellten — inhaltlich bereits be⸗ 


tannten Vertratsentwurf betreffs des Ueberganges 


5 gen werde — hierfür wenig Ausſicht fei.“ 
30. Dezember gab dann in Berlin der Kommiſſa⸗ 


ed 
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des Betriebes und der Verwaltung eventuell des 
Eigenthums der Berlin-Stettiner Eiſenbahn auf den 
Staat. Der Bericht giebt ein ausführliches Reſumé 
des Verlaufes dieſer Angelegenheit ſeit der General ⸗ 
Berfammlung des 31. Mat pr. Durch Reſkript 
vom 11. Juli pr. erklärte ſich dann der Handels 
miniſter im Einverſtändniß mit dem Ilnanzmiuiſter 
bereit, auf der Grundlage der Bewilligung einer 
feſten Rente von 5 ½ pCt. des geſammten Akilen⸗ 
kaptlals der Geſellſchaft in die ihnen vom Direk⸗ 
tortum vorgeſchlabene Verhandlung mit den Gejell- 

orfländen zu treten. Nachdem auf dieſer 
Baſis die Verhandlungen ſchon ihrem Abſchluſſe nahe 
ſchlenen, ging dem Direktorium ein Erlaß des Han- 
delsminiſters vom 20. Dezember pr. zu, welcher 
die Kommiſſarien der Geſellſchaft zum 30. Dezem⸗ 
ber nach Berlin beſchied, aber zugleich ausſprach, 
daß „ Angeſichts des unerwartet ſlarken Rückganges 
der Betriebeeinnahmen des Unternehmens während 
der letzten Monate und der inhaltlich des Berichtes 
des Direktoriums vom 30. November v. J. be⸗ 
ſtehenden Beſorgniſſe, welche die Nichtzahlung des 
nach dem bisherigen Brauche pro Januar k. J. 
fälligen Koupons (Zinsſcheines) der Aktien veran- 
laßt haben, bietet die ſeitherige Baſis, auf welcher 
ſelbſt ein vorläufiger Abſchluß noch nicht erzielt 
worden iſt, — wie das Direktorium ſſch ſelbſt ſa⸗ 
Am 
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des Finanzminiſters die weitere Erklärung ab, nach 
welcher der Umtauſch der Aktien in vlerprozentige 
Konſols nicht zugeſtan den werden könne, vielmehr 
nur eine Abſtempelung der Aktien mit dem Vermerk 
der den Aktionären zu bewilligenden Rente ſtati finden 
ſolle. 
ſarien ein näheres Schreiben zu, in welchem es 
heißt: die Regierung jet bereit, eine — indeß nicht 
in Konſols, ſondern durch Abſtempelung zu gewäh⸗ 
rende — feſte Rente von 4½ pet. als Balls 
weiterer Verhandlungen anzunehmen. Am 16. Ja⸗ 
nuar ward dann eine Erhöhung auf 4°], pCt. 
ſtaatlicherſeits zugeſtanden. 
Vorgeſchichte ausführlich reſumirt, bemerkt, daß das 
Geſellſchaftsdirektorium, um den Werth des ſtaats⸗ 
feitigen Gebotes im Intereſſe der Aktionäre möglich 
zu erhöhen, den Verſuch gemacht habe, die Regie ⸗ 
rung dahin zu dispontren, daß fie dle offerirte 
Rente von 4% pCt. mit 4 pCt. durch Abſtempe⸗ 
lung der Aktien und mit / pCt. durch Kapitals ⸗ 
Einzahlung 
Staatspapier gewähre, wodurch den Aktionären ne- 
ben der Kapttals⸗Abfindung ein vom Staat garan- 
tirtes vierprozentiges Papier zugefallen wäre, für ch 
welches auf dem Geldmarkte ein verhältuißmäßig 
höherer Kourswerth hätte in Ausſicht genommen 
werden dürfen. Die Regierung erklärte jedoch, auf 
dieſen Vorſchlag theils aus juriſtiſchen, theils aus 
finanziellen Gründen nicht eingehen zu Idanen. Am 


von Neuem zuſammen, um endlich einen Vertrags⸗ 
entwurf feſtzuſtellen, zu deſſen Vollzſehung man ſich 
nach den bisherigen Vereinbarungen verſtehen könne. 
Dieſem Vorgehen ſtellten ſich aber weitere Hinder⸗ 
niſſe entgegen. In dem § 8 des Vertragsentwurfs 


jeder Zeit 
Eiſenbahn zu erwerben und die Auflöfung der Ge⸗ 
ſellſchaft ohne Weiteres herbeizuführen. 


Erſt nach einigen Tagen ging den Kommiſ⸗ 


Der Bericht, der dieſe 


in baar oder einem entſprechenden 


17. Februar c. traten die beiderſeitigen Kommifjarien 


war nämlich dem Staate das Recht eingeräumt, zu 
das Eigenthum der Berlin - Stettiner 


Für dieſen 
Fall blieb jedoch jedem Aktlonär das Recht vorbe⸗ 
halten, feine Altien gegen 4%/prozentige Staato⸗ 
ſchuloverſchreibungen umzutauſchen, von denen all- 
jährlich ein beſtemmter Theil im Wege der Aus⸗ 
looſung zur Amortiſation gelangen ſollte; dem 
Staate ſtand es aber auch frei, ſowohl den Til⸗ 
gungsfonds zu verſtärken, als auch die ſämmtlichen 
Staatsſchuldverſchreibungen auf einmal zu kündigen 
und einzulöſen. Ueber die ziffermäßige Höhe des 
Kapitaltetrages, welcher den Aktionären für die 
ausgelooſten Staate ſchuldverſchreihungen zu zahlen 
jein würde, war bisher Überhaupt nicht verhandelt; 
in allen ſtaatsſeltig vorgelegten Vertragsentwürfen 
war die Ziffer an der betreffenden Stelle offen ge⸗ 
laſſen und die Staalskommiſſarten halten, menu 
auf dieſe Lücke hingewleſen wurde, nur bemerke, 


daß es ſich dabei lediglich um ein rn 


handele, für melchen der Burda ver vlervrmeptiaen 
preußiſchen Staatspapiere zu Grunde zu legen jel. 
Berlin-Stettiner Seits war man deshalb während 
der Verhandlungen von der ſtlllſchweigenden Vor⸗ 
ausſetzung ausgegangen, daß bei der Berechnung 
der Amortifations-Summe ein Kours von 96 pEt. 
für preußiſche Konſols eingeſtellt werden ſolle, da 
die Börſe einen ſolchen Kours bei normalen Ver⸗ 
hältniſſen der Regel nach notirt und is gerechtfer⸗ 
tigt ſchten, daß jener Berechnung weder ein außer⸗ 
gewohnlich hoher, noch ein außergewöhnlich niedriger 
Cours für Conſols zu Grunde gelegt werde. Die 
Berlin-⸗Stettiner Kommiſſarien hatten daher auch für 
die Schlußverhandlung die Inſtrultion erhalten, bei 
der Feſtſtellung des Bertrags-Entwurfs reſp. bei der 
Einstellung der noch nicht vereinbarten Amortiſa 
Honsjumme jenem Courſe von 96 pCt. Geltung zu 
verſchaffen, nach welchem den Aktlonären bei der 
Ampıtijation der 4 / procentigen Staateſchuldver⸗ 
ſchreibungen für je 300 Mark Nominalbetrag ein 
baarer Kapitalbetrag von 342 Mark (114 pCt.) 
zugeflofen fein würde. In der Konferenz vom 17. 


firen, angenommen würde, es den Aktionären un- 
möglich ſein würde, fi für ein Kapual von 110 
eine Staatsrente von 4% P'ocent zu verſchaffen. 
Sollte den Aktionären dieſe Rente dauernd ge⸗ 
ſichert fein, jo müßte die Amortiſation mit 114 in 
Kapital erfolgen. Sie machten deshalb den Ver⸗ 
mittelungsvorſchlag, daß die Staatsregierung, wenn 
ſie an dem Courſe von 93 pCt. für Conſols aus 
prinzipiellen Gründen feſthalten zu müſſen glaube, 
die Rente jo weit erhöhen möge, daß den Aktlonä⸗ 
ren auch bei einer derartigen Amortiſation noch eint 
Siaatsrente von 4¾ pCt. verbleibe. Für dieſen 
Fall erbot ſich die Geſellſchaftsleitung gleichzeitig, 
die Giltigkeitsdauer des Vertrages bis zum 1. Ja- 
nuar 1880 auszudehnen, da inzwiſchen auf eine 
Verhandlung der Sache im Landtage vor dem 1. 
Juli 1879 kaum noch gehofft werden konnte. Die 
Staatsregierung lehnte indeſſen auch dieſen Vermit ⸗ 
telungsvorſchlag ab. Unter ſolchen Umſtänden blieb 
nur übrig, einen Vertrag sentwurf feſtzuſtellen, wie 


hn die Regierung zu vollziehen bereit ſein würde, 


um den Aktionären darüber volle Klarheit zu ver- 
ſchaffen, was Seitens des Staates für die Ueber- ſtraf 
nahme des Berlin ⸗Stettiner Eiſenbahn⸗Unternehmens 
geboten werde. 
denn in der letzten kommiſſariſchen Konferenz am 8 
d. M. feſtgeſtellt und iſt dem Berichte als Anlage 
beigefügt. 
Anſtand genommen, den Entwurf — deſſen Inhalt 
bereits bekannt iſt — zu vollziehen, ſtellen jedoch 
die weitere Entſcheiduug der General-Verſammlung 
anheim. B. 8 


p 
die Fahrt frei zu machen. 


ſchlägerſtraße Nr. 5, wurden in der Nacht vom 25. 
wm 26. d. Mts. aus feinem Verkaufskeller eine 
Maſſe der verſchiedenſten Naturalien geſtohlen, ohne 
daß es gelang bis jetzt die Thäter zu ermitteln. 


beſonders auf dem Lande, herum, denen es weniger 
darauf ankommt, ihre Waaren (meiſt Ausſchuß) zu 
veräußern, ſondern mehr andere „Geſchäfte“ zu ma⸗ 


bis 25 Jahren, mittler Figur, blondem Schnurrbart, 
in anſtändiger Kleidung nach Wuſſow zu einer Frau 
Berendt und bot deren Tochter verſchiedene Medi⸗ 
zinen und Thee's zum Kauf an, welche er in einer 
jchwarzen Glanztaſche bei ſich führte 
laufte ihm auch eine Flaſche Medizin ab, aber als 
er ihr dieſelbe übergeben wollte, fehlte der Pfropfen, 
weshalb das Mädchen in die Küche ging, denſelben 
zu holen. Ihre Abweſenheit benutzte der Mann 
und fledte eine ſilberne Ancreuhr nebſt Lederſchnur, 
welche an der Wand bing, zu ſich. Erſt als der 
Mann ſich entfernt hatte, bemerkte das Mädchen den 
Diebstahl, leider zu fpät, denn der Spipbube war 
nicht mehr zu finden. 


kannter und geachteter Mitbürger, der Tape zler Fer ⸗ 
dinand Liefert, feiert nächſten Sonntag, den 
30. v. M., ein feltenes Feſt. Er begeht an die⸗ 
ſem Tage die Feier feiner ſilbernen Hochzeit, iſt 25 


„ bat vas Leuchtſchiff „Palmerort“ feine Station wie- 


Ein folder Vertragsentwurf wurde 


Verwaltungsrath und Aktionäre haben 


C.) 
— Hundert Mann Eifer und vierzehn Dam⸗ 
fer find nach dem Revier (Haff) abgegangen, um 


— Dem Milchhändler Kaminsky, Reif⸗ 


— Es ziehen bekanntlich ſehr viele Hauſtrer, 


en. So kam am 24. d. M. ein Mann von 20 


Das Mädchen 


— Einer un erer in den weiteſten Krelſen be⸗ 


Jahre Bürger unjerer Stadt, ebeuſo lange Meiſter 
und wohnt während der ganzen Zit in demſelben 
Hauſe in der Schuhſtraße. Jedenfalls eine vierfache 
Feier, wie fie ſelten zuſammentrifft. Möge Nie der 
Jubilar im Kreiſe feiner Familit vergnügt verleben 
und möge ihm noch lange Jahre jein bekannter 
Humor und ſeine Geſundbeit erhalten bleiben. 
Stargard, 26 März. Die „Sigd. Ztg.“ 
ſchreibt: Wie wir aus ſicherer Quelle erfahren, bat 
auf dem am letzten Fleitag ſtattgefundenen Vieh⸗ 
markt wiederum ein franzöflſcher Agent bedeutende 
Pferde-Ankaufe für vie franzöſiſche Regierung ge 
macht. Der Franzoſe ſoll ca. 50 Pferde gekauft 
5 geforderten Preis. 600 900 Mark, 
anz gute Pferde ſogar 1200 Mark gezahlt 
haben. Die Pferde find durchweg von lleinem, ge⸗ 
drungenem Körperbau und find ſofort nach Frank 
reich geſchickt, woſelbſt ſte, nach eigener Angabe des 
Agenten, für die Turcoregimenter verwendet werden. 
Die weniger guten Thiere find für Paris zum 
Droſchtkendtenſt beſtimmt. Dieſer franzöſiſche Agent 
iſt bereits ſeit dem 1. Januar in Deutſchland und 
bat, nach genauen Angaben, nahe an 1000 Pferde 
bis jetzt exportirt. 
Greifswald, 26. März. Der plötzlich in fo 
heftiger Weiſe wieder eingetretene Froſt hat den Ryk 
und den Bodden, ſoweit zu überſehen if, faſt ganz 
wieder mit Els belegt; der Fiſchfang, namentlich der 
Heringsfang, iſt dadurch ſehr empfindlich geſtoͤrt wor⸗ 
den; am empfindlichſten werden davon die Mirder 
Fischer betroffen, welche fait ihr ganzes Geſchtrr und 
Netzwerk im Eiſe zu ſtehen haben und befürchten 
müſſen, daß ihnen daſſelbe beim Aufgehen des 
Eiſes verloren geht, was ihnen einen Schaden von 
mindeſtens 6000 Mark verurſachen würde. 
Stralſund, 26 März. Seit dem 18. d. M. 


der eingenommen und führt jetzt zwei weiße Feuer 
übereinander. — Länge der pommerſchen Küſte, 
Hafen und auch thellweiſe der Abede iſt noch feſt⸗ 
ſtehendes Eis. Von nordwärts (Poſthaus) und oſt⸗ 
wärts (Thieſſow) find über Eisverhältniſſe keine zu⸗ 
verläſſigen Nachrichten in Erfahrung zu bringen. 

Bergen, 26. März. Mit dem 1. April wer⸗ 
den die Steuer⸗Rezepturen zu Sagard und Putbus 
aufgehoben und gehen die bisherigen Geſchäfte der⸗ 
ſelben auf das hieſige Steuer-Amt über. 

Demmin, 26. März. Unſer Landrath v. Müff⸗ 
ling geht in erfreulicher Weiſe mit unerbittliche 
Strenge gegen die Landſtreicher vor. Mit Nachdruck 
hat derſelbe die Polizeibehörden, Gemeinde und 
Gute vorſteher, ſowie vie Gendarmen im Kieiſe ver- 
anlaßt, mit vermehrter Energie gegen dieſe Sorte 
von Menſchen einzuſchreiten. 


Vermiſchtes. 

— Eine merkwürdige Diedſtahlsgeſchichte er⸗ 
zählt der Pariſer „Figars“ aus Monaco. 
ruſſiſcher Edelmann, jo weiß er zu berichten, kam 
dieſer Tage ſehr ſpat Abends in Monaco an 
und noch an demſelben Abend wurde ihm ſein 
Porteftuille geſtohlen. Der Taſchendieb, der augen ⸗ 
scheinlich zu den Gewiſſenhaften ſeines Handwerks 
zählt, trieb die Liebenswürdigkeit ſoweit, das Porte · 
feuille inkluſive des Paſſes, der ſich in demſel ben 
befand, der Briefe des Beſtohlenen und einiger mit 
deutſchen Lettern bedruckter Zettel, die er für durch⸗ 
aus unwichtig bielt, an die Adreſſe des ruſſiſchen 
Edelmannes zurückzuſchicken. Die bedruckten deut⸗ 
ſchen Zettel waren aber nichts anderes als die Bil⸗ 
lets der Hamburger Lotterte und am nächſten Abend 
erfuhr der Ruſſe, daß eines dieſer Billete, das ihm 
in ſo liebenswürdiger Weſſe zurückgeſtellt war, mit 
fünfzehntauſend Mark gezogen wäre. Der Zufall 
hatte ſich der Mühe unterzogen, den Beſtohlenen 


über feinen Verluſt zu tiöſten und den Dich 


Geſchichte in der That wahr ſti. 
rität bin alſo jet ſie erzäblt. 


taflen und Skizzen 


in tritt für dieſen Plan mit großer Wärme 


Der „Figaro“ verſichert, daß ar 
Auf ſeine Aue 


aſen 


Nas 


eiterariſches. 
Loewe, der Junggeſell. Von unjerm all 


Meifter der Tonkunſt iſt im Verlage der Schleſing“ 
ſchen Buchhandlung ein Lied erſchienen, „der June 
geſell“, das in der innigen Weiſe des Meiſters kon 
ponirt, allen Freunden und Verehrern deſſelb⸗ 
warm empfohlen ſein möge. 


Eliſe Pollo, nene Künſtlermärchen. 
Gruudtvig, diniſche Volksmärchen. zu 
Sammlung. 


Fürſt, drei Märchendichtungen. 

Dieſe drei Marchenſammlungen find im 2 
lage von Joh. Ambr. Barth erſchlenen in clegan 
Ausſtaltung, alle drei mit trefflichem Inhalte. % 
Märchen von Eliſe Polko ſind wie duftige Blum 
zart, lieblich, duftig, fie führen uns ein in 
Stätten der Kunſt und des Künſtlerlebene, die 2 
faſſerin ſelbſt fagt davon: Dieſe Sammlung 1 
ſcheint als ein Kram von loſen Ranken und DI 
men, geflochten beim Wandern der Gedanken 
die Welt geftterter, geliebter und verſchollener K 
lernamen und zu den Füßen einer hohen jun, 
Bram niedergelegt, von der die Erzählerin weiß, 
fie eine warme Freundin if der Kunp in #7 
ihren Geſtalten. Und eben die Heilige W 
der Kunſt in allen Geſtalten verſuchte ich W)/ 
mal zu ſchildern, nicht ausſchließlich das 
ſikaliſche Schaffen. Iſt und bleibt es doch 
Jahren mein innigſter Wunſch, mein unabläſſh 
Streben, das Verſtändniß zu wecken und zu 11 
für dieſe ernſte, erhabene Arbtit des Gentus, 
fie ſich kund gab zu allen Zeiten bis auf den 
tigen Tag, in den verſchier enen Werkſtätten u 
render, malender, bildender und dichtender KUN 

Im Gegenſatze dazu zeigen uns die däniſt 
Volksmärchen die Phantaſten und Idealt, wie 
Bolt ſelbſt fie dichtet und den Kindern vort 
Die däniſchen Volksmärchen find dabei den deut 
durchaus ebenbürtig. Eine friſche, gleichſam 
Hauche des kräftigen Seewindes bewährte und 
ſtartte Naturwüchſigkeit und Einfachheit giebt 9 
anſprechenden Erzählungen ihr Gepräge. 


Telegraphiſche Depeſchen. 4 
Wien, 26. Marz. Ein hier eingetroſf 
Telegramm aus Ruſlſchar meldet, daß in Mas 
nien der Auſſtand wieder ausgebrochen it; PA 
find acht Oriſchaften im Karaſuthal, nördlich 
nit, inſurgirt. Die Inſurgenten zählen 
Kämpfer, mit Martinigewehren und 2 Gebirge“ 
nen bewaffnet. 
In Bulgarien find 50 ruſſiſche Offs 
hufs Landesaufnahme eingetroffen. * 
Morgen iſt der Abſchluß der Verhand 1 
wegen der Uebernahme von 100 Milltonen 
vente durch die Bodenkreditgruppe erwartbar. 
Wien, 26 März. Die „Politiſche Ko! 
meldet: m 
Aus Petersburg: Die Verhandlungen % 
Rußland und England über die in Oſtrumelle“ 
dem Arzug der ruſſiſchen Truppen zur Aufrecht 
tung der Ruhe zu treffenden Mafcegeln MT 
tinen günſtigen Verlauf. 
Belt, 26. März. In der heutigen on hi 
des Abgeordnetenhauſes wurde die Debatte „ 
Geſetzentwurf betieffend die Inartikultrunz N 
liner Vertrages fortgeſetzt und beendet. DI, 
niſterpräſident Tisza trat abermals unter den I. 
weis auf das Vorgehen anderer Parlamente ft, N 
Richt der Krone, durch verfaſſungsmäßig be 
Regierungs-Drgane gültige internationale 9 
abzuſchließen, ein. Morgen findet die namentliche 
ſtimmung über den Geſezentwuif ſtatt. Ai 
Belt, 26. Marz. Die offipiöje Preſſt 
ſtarke Propaganda für die Free einer gem 
europälſchen Beſeßzung Oſtrumtliens und 
geltend, daß es für die öffentliche Meinung 
wäre, die Vortheile und Nachtheile ſolch 
Planes gründlich zu erwägen. Die The 
der gemiſchten Okkupation bedeutet für jeden 
Opfer, die allerdings vermindert werden, 
Laſt der Erhaltung der Okkupatlonskorpe den 
pirten Provinzen zufällt. Andererseits wäre 6. 
Macht, die im Oclent reelle Jutereſſen hat, 
weſentliche Einbuße an moraliſchem Einfluſſe 
nicht möglich, einer ſolchen Aktion, wenn 
von Europa beſchloſſen, ihre Thellnahme zu v 
Den Luxus ſolcher Enthaltſamkeit könnte ſich 
Deutſchland vergönnen, deſſen Machtetaſſuß, 
Orient wenig zu ſuchen hat und in Europ 
frühere Proden von Kraftentfaltung genugſam 
geſtellt iſt. Die Dinge fein im Momente 
vinge noch nicht fo weit, aber es könne md 
welſe bald dahin kommen. England, len, | 
die Oppoſition, welche noch widerſtreben möchte, 
allmälig geringer. 
Paris, 26. Mär. Die Königin vol, 
land if heute Abend 6 Uhr im ſtrengſten 1 
nito hier eingetroffen und auf dem Bahnhe⸗ 
dem engliſchen Botſchafter Lord Lyons empf 
worden. Die Königin wird morgen Nachm 
Reife nach Italien foriſetzen. * 
Paris, 26. Marz. Aus Sevilla lan 
letzten Nacheichten über das Befinden der 2 
erkrankten Infantin Ch iſtine geradezu Hoffm! 
In Paris iſt die Königin Viktoria von 15 
trotz des ungünſtigen Wetters wohl und geil 
gelommen. let 
Madrid, 26 März. Nach heute . 
gegangener Meldung giebt das Beſiaden * 
fantin Cheiſtine wieder zu ernflen Bedenken 
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